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Beilage zu Nr . 13 L - er Karlsruher Zeitung.
Donnerstag , K Juni 18S2

Badischer Landtag .

-j-j- Karlsruhe , 27 . Mai . Dreiundfünszigste öffentliche
Sitzung der Zweiten Kammer , unter dem Vorsitze des
Präsidenten Hildcbrandt . ( Fortsetzung statt Schluß .)

Abg. Moll erklärt sich ebenfalls für den Kommissivnsan -
trag . Das nationale Bedürsniß , Das , was die ganze Nation
wie Ein Mann anstrebt , läßt sich nicht auf dem Wege blos
materieller Eruiguug erringen . In dieser Beziehung fei er
mit dem Abg. Fröhlich cuwerstanven , indem auch er fürchte,
daß die Gewährung dieser materiellen Einigunzspunkte ge¬
wissermaßen als ein Abfindungsmittcl gebraucht werbe und sich
auch Mancher damit abspeisen läßt . Der Vorredner habe
auf die Nothwcndigkeit einer Volksvertretung aufmerksam ge¬
macht. Namentlich zeige sich dies jetzt wieder auf dem Gebiet
der Zoll - und Handelsverträge , worauf schon der deutsche
Haudelstag in Heidelberg aufmerksam machte.

Dem berechtigten Willen der Nafion müsse endlich Rech¬
nung getragen werden.

Abg. Mays ist ebenfalls mir dem Kommissionsantrag sei¬
nem ganzen Inhalt nach einverstanden . Der Sinn und Wort¬
laut des Antrags sei klar ; er sage Das , was schon in der
Thronrede und der Dankadresse ausgesprochen worden .

Großes Gewicht lege er außer dem schon Besprochenen auf
die Herstellung eines obersten deutschen.Gerichtshofs , ohne den
eine wahrvast gemeinsame Gesetzgebung nicht möglich sei.

Was die Frage der Mitwirkung der einzelnen Ständekam¬
mern betreffe, so halte er den in dem Ävmmissipnsbericht der
Ersten Kammer gemachten Vorschlag der Äbsenvuug von De -
leginen nicht für befriedigend. Die Aussprüche dieser Dele -
girtenkommission könnten nicht als maßgebende angesehen wer¬
den und müßten jedenfalls noch die einzelnen Stänvcversamm «
langen darüber gehört werden . Aue andere Schwierigkeit er¬
gebe sich hinsichtlich der Zusammensetzung dieser Delezirtenver -
sammlungen . Sollen dieselben von allen zu Deutschland gehöri¬
gen Staaten oder nur von den deutschen Bundesstaaten gewählt
werden , in den Großstaale » durch den Reichsralh oder die
Provinziallandlage ? Wie soll das Vcrhälrniß der beiden
Kammer » dabei sein ? Auch der andere , in der Ersten Kam¬
mer ergriffene Weg , eine Mitwirkung der Stände bei der Br «
rathung der Gesetze zum voraus , auch dieser Weg führt
nicht zum Ziel . Nur durch die Herstellung eines wirklichen
verfassungsmäßigen Organs für Deutschland kann ein gemein¬
sames Gesetzbuch zu Stande kommen.

Abg. Schmitt begrüßt mit lebhafter Freude das vorlie¬
gende Gesetzbuch , das ein neues Band um die deutschen
Stämme schlinge . Er wünscht aber kein Stillstehen aus der
Bahn der Einigung , er will auf das Gute nicht verzichten,weil das Bessere nicht zu erreichen ist, und erklärt sich deßhald
für den Antrag des Abg. Prestiuari .

Abg. Haager : Auch ich kann die Befürchtungen nicht
theilen , die von mehreren Setten ausgesprochen wurden , und
werde deßhalb den von dem Hrn . Abg . Prestinari gestellten
Antrag unterstützen. Ich habe in meinem früheren Bortrag
nachgewieseu , daß der Weg der freiwilligen Vereinbarem ;
durch Vermittlung des Bundes unter den jetzigen Verhältnis¬
sen der einfachste , natürlichste und sachzemäßeste »st, indem da¬
durch allein und am schnellsten das Erreichbare erlangt werden
kann. Las deutsche Handelsgesetzbuch ist eine stolze Schö¬
pfung , und wir danken sie dem Bunde . Wir können uns um
so mehr darüber freuen , als einer der auwescnden HH . Re «
gierungskommiffäre bei der Nürnberger Kommission ein tbäli -
ges Mitglied war , und ich gebe chm meinen Dank für seine
Mitwirkung bei diesem trefflichen Werke zu erkennen. Allein
diese Schöpfung leidet an denselben Fehlern und Gebrechen,wie ähnliche Werke , die mit Umgehung des Bundes durch
freiwillige Vereinbarungen zu Stanre kamen , wie z . D .
die Zollordnung und das Zoüstrasgesctz. Diese haben nicht
die Garantie einer organischen Fortentwicklung , und der größte
Nachtheil ist der , daß solche Schöpfungen die einzelnen
Landesvertrelunzru zum Verzicht aus eine materielle Prüfung
nvthigen . Dadurch aber gehr das wichtigste uns folgen¬
reichste Gebiet der Gesetzgebung für die repräsentative Mit¬
wirkung des Volkes verloren ; es fehlt eine Grundbe¬
dingung des Nutzens solcher Schöpfungen , deren Mangel
auch nicht durch das korrekteste Handel « aller Regierun¬
gen ersetzt werden kann. § S fehlt das Erwachse « solcher
Institutionen aus dem Rechtshewußtsein des Volks und fehltdie aktive Theilnahme und Mitverantwortlichkeit desselben,
ohne welche solche Institutionen nicht kräftig Wurzel fassen
können. Man ist also jetzt aus dem Punkt angekommen , von
wo an entweder der Partikularismus sich der bisherigen Ge¬
wohnheit der En -bloc-Annahme entzieht, oder die repräsenta¬tive Organisation des Bundes und die parlamentarische Ver¬
tretung des Volks bei demselben gebieterisch gefordert wird .
Dieses Verlangen tritt mit jedem Jahr stärker hervor und es
liegt dies auch in der Natur der Sache ; denn das Leben
1olvst, aus dessen objektivem Gründe das Recht hervvrgehensoll, drängt auf eine gemeinsame Form seiner subjektiven Ge¬
staltung hin . Man müßte den Strom der ganzen gegen¬
wärtigen Kultur gegen seine Quellen zurückslauen , wollte maneiue solche Entwicklung rurückhalten . Man kann jenes Ver¬
langen vielleicht nochmals abwehren , allein mit jedem Jahrewird es sich wieder stärker geltend machen. Man muß alsodas Bedürfnis nach einer repräsentativen Organisation des
Bundes für gemeinsame Angelegenheiten scharf ms Augelassen. Diese Organisation ist ohne Zweifel das Schwierigstem dem Problem der ganzen deutschenVcrfassungsfrage ; allein

die Aufgabe muß eben doch gelöst werden , denn sonst würde
die Sache nur noch weiter getrieben . Da der von vielen
Seilen herbeigewünschtc Bundesstaat nicht so bald fix und fer¬
tig sein wird , so tritt das Bedürsniß der repräsentativen Or¬
ganisation des Staatenbundes nur so stärker zu Tag und man
darf mit seiner Befriedigung nicht länger warten . Ich er¬
laube mir meine Ansicht hierüber , eilt Projekt , mitzutheilen ,das vielleicht so gut oder so .schlecht ist, als die bisher vorge -
brachten . Eni deutsches Parlament , wenn es gebildet werden
soll, und es muß gebildet werden , kann zweckmäßiger Weise
nur gebildet werden , wenn es aus den einzelnen Landständen
hervorgeht . Sonst würden verzehrende Reibungen zwischendem Bundesparlamente .und den einzelnen Volksvertretungen
strttfinden . Eine preußische und österreichische Versammlung
würde , ein Bundesparlament , .das nicht aus den einzelnen
Ständen hervorgrnge , in die Ecke stellen, wie wir dies bei der
Nationalversammlung im Jahr 1849 gesehen haben . Geben
wir uns aber keiner Allusion hin . Ein definitives Parlament
ist in dem. gegenwärtigen Augenblick unmöglich und uiurus -
sührbar , und zwar aus dem doppelten Grunde , einmal weil
die preußische Regierung und Volksvertretung gegen jede
höhere Msainmtorganisation Partikularifissch sich sträubt ,und . zum Ändern , weil der konstitutionelle Verfassungsbau in
Oesterreich noch nicht vollendet ist .und jeder Versuch , den par¬
lamentarischen Eintritt Oesterreichs in die Repräsentationbeim Bunde .jetzt schon zu bewerkstelligen, wahrscheinlich die
Mehrheit des Reichstags .gegen sich aufreizen würde . Man
Mttß,aiso vor der Hand darauf verzichten, ein Parlament zu
ünprovisirrn . Preußen mit Zustimmung auswärtiger Staa¬
ten tvird eine grchdeutscheImprovisation , Oesterreich , Bayern
und die Mittelstaaten eine kleindentsche Improvisation Hinter¬treiben . Dies ist eine Thatsache, die konstatirt iverben muß ,wenn sie auch tausenderlei Sympathien verletzt . -Man muß
also einen Ausweg finden , der allen Standpunkten eine Probe
gestattet , dem nächsten Bedürsniß Befriedigung gewährt , und
keiner Regierung und Volksvertretung einen definitiven Ver¬
zicht auf wichtige Rechte zumuchct. Deßhalb wäre mein
Porschlag, . ma >l schicke versuchsweise zu Berathung gemeinsa¬mer Angelegenheiten bei der Bundesregierung , nachdem die
allgemeinen Gesetze von einer Kommission ansgearbeitet und
von den Regierungen vereinbart find, gewählte Abgeordneteaus den Ständevcrsam mlungen , so daß Oesterreich ein Drittel ,Preußen ein Drittel , und die Gesammlheit der übrigen Staa¬
ten ein Drittel abordnen . Oesterreich würde natürlich nur
Mitglieder abschicken, die aus den Bundesstaaten in dem
Reichstag sitzen . Von den Ersten Kammern würde ein Drit¬tel, von denZweiten Kammern zwei Drittel abgeschickt werden .
Dieser Versammlung würden die gleichenRechte und Befug¬
nisse hinsichtlich der allgemeinen Gesetze zustehen, wie den ein¬
zelnen Ständen in ihrer partikulären Gesetzgebung. Dieser
Versuch würde keinem Rechte etwas vergeben ; er würde doch
Zusammengewöhnung und gegenseitiges Vertrauen bringenkönnen, zunächst wenigstens kein geringes Gewicht in die
Wagschale der deutschen Einheit legen und den Anfang einer
definitiven Gestaltung bilden. Auf dem deutschenJuristentagwurde von Professor Btunlschli der Vorschlag gemE , der
Juriftenlaz möge sich dahin aussprechen , daß für das end¬
liche Zustandekommen einer gemeinsamen Gesetzgebung ein
gemeinsames , von allen Regierungen und Ständcversamm -
lungcn anerkanntes Organ nothwendig sei . Wolle man , wie
derselbe trefflich bemerkte, eine gemeinsame Gesetzgebung , somüsse man auch ein gemeinsames , von den beiden Mächten ,Völkern und Regierungen anerkanntes Organ schassen . Allein
wenn ich nicht im Jrrthum bin , waren es gerade preußischeJuristen , die sich gegen das Wort „Organ " ausgesprochenhaben , und so kam der Beschluß auf dem Zuristcnkag zuStande , den wir in dem Kvmmissionsbcricltt lesen und der solautet , daß zum endlichenZustandekommen einer geneeinsamenGesetzgebung die Einleitung zu einer gemeinsamen , von den
Regierungen und den Kammern der Einzclstaaten anerkann¬ten , wenn auch lediglich zu diesem nationalen Werke festgesetz¬ten Einrichtung nothwendig ist. Aus dem Bisherigen werdenSie entnommen Haben , daß ich mit dem ersten Theil des
Wunsches auf -s . 4 einverstanden bin , der dahin geht , die
großh . Negierung wolle, wie bisher , allen ihren Einfluß inder Richtung geltend machen , daß die Gründung einer ein¬
heitlichen Gewalt mit Volksvertretung auch für den Zweckder gemeinsamen deutschen Gesetzgebung endlich zur Wahrheitwerde , jedoch nur in dem Sinne , wie ich mich schon früher inder Adreßdebatle ausgesprochen habe. In einem Punkt ,meine Herren , sind wir wohl Alle vollkommen einig. Wir Alle,wie wir hier sitzen, aus dieser oder jener Seite desHauses sinddarin einig , daß wir mit gleicher Wärme , Innigkeit und
Wahrheit das Wohl , die Macht , Größe und Einheit unseres
ganzen Vaterlandes wollen . Nur in den Wegen gehen wirauseinander , woraus wir zu diesem großen und schönen Zielegelangen zu können hoffen und glauben . Welcher Weg der
richtige ist, wird dieZcit lehren . Zn dem von mir bezeichnctenSinne also bin ich mit dem ersten Theil des Wunsches einver¬
standen , nicht aber mit dem zweiten Theil , welcher sagt , großh .
Regierung möge sowohl bei der am Bundestage beantragtenBeralhung einer deutschen Zivilprozeßordnung , sowie bei
allen ähnlichen künftigen Vorschlägen sich nicht weiter als zumZwecke wissenschaftlicher Vorarbeiten betheiligen und in Be¬
zug auf Einführung neuer Gesetze aus dem seitherigen Wegenicht nur keinerlei Verpflichtung eingehen, vielmehr ausdrück¬
lich sich dagegen verwahren . Ich habe schon früher gezeigt,daß, wenn wir noch längere Zeit verstreichen lassen, ohne unsüber gemeinsame Gesetze zu einigen , das Zustandekommen

einer allgemeinen Gesetzgebung um so schwieriger, ja unmög¬
lich wird , indem alsdann eine ganze Masse besonderer Ge¬
setze zu Stande kommt, die, wenn sie einmal in der Praxis
eingeführl sind, nicht mehr gern aufgegeben werden . Ins¬
besondere aber steht die Kommission mit sich selbst in vollkom¬
menem Widerspruch , indem sie auf S . 5 den Antrag stellt ,die Kammer wolle den Wunsch zu Protokoll aussprechen , die
großh . Regierung möge dahin wirken, daß für Wechsel nnd
Handelssachen

1) ein gemeinschastkcher höchster Gerichtshof für ganzDeutschland errichtet werde ;
2) die gegenseitige Vollstreckbarkeit der Urthcilc der Han¬

delsgerichte i m Wege des Vertrags unter sämmtlichenoder wenigstens einzelnen Regierungen durchgeführt werde .Das ist aber gerade der Weg , den man bisher gegangenist . Das Handelsgesetzbuch ist durch freiwillige Vereinbarung ,also durch Vertrag , zu Stande gekommen , und der Bundes¬
tag hat nur die Vermittlerrolle übernommen . Es ist aller¬
dings von den Großmächten eine Art Zwang und Druck ge¬übt worden , allein die anderen Staaten hatten es sich eben
nicht gefallen lassen sollen, und ,vcnn sie cs gleichwohl thatcn ,so haben sie eben der Vereinbarung zugcstimmt. Ich haltealso den zweiten Theil des Kommissionsantrags auf S . 4 für
ganz ungerechtfertigt und mit sich selbst in einem großartigenWiderspruch befindlich lind würde es sehr beklagen, wenn der¬
selbe angenommen würde . Nach allem Dem unterstütze ichden Antrag des Hrn . Abg. Prestinari .

Abg . Davmen : Nach seiner schon aus der Adreßdcbattebekannten Ansicht müsse er beantragen , daß in dem ersten Ab¬
satz eie Worte „ wie bisher" gestrichen , und stau „ cinhettlicbeGewalt " gesetzt werde „ Erekutivgewall " oder „kräftige Zen¬
tralgewalt " . Im Fall der Annahme dieser Fassung des erstemSatzes würde er dein Hrn . Abg . Prestinari z istimmen.

Ministcrialpräsident Frhr . v . Roggenbach : Sie haben ,aus der ausführlichen Begründung , womit diese Diskussion
eingeleitet wurde , vernommen , daß di« großh . Regierung gegenden Antrag der Kommission prinzipiell nichts einzuwendcn hat ;da derselbe ihr vollständige Freiheit des Handelns in der wei¬tern Behandlung dieser Angelegenheit gelassen und empfohlen
hat , in dem gleichen Geiste , wie sie bisher bemüht war , die
Sache noch ferner zu leiten, im gleichen Geist, wie sie es, mei¬nes Erachtens , unter allgemeiner Anerkennung dieses Hauses ,bisher gethan hat . Dagegen sicht sic dem Antrag des Hrn .
Abg . Prestinari in cigentyümlicher Weise gegenüber . Bei
demselben zeigt sich von neuem , daß es leicht ist , Wünsche
auszusprechen und dieselben viel leichter fromme Wünschebleiben , es aber sehr schwer ist , dieselben unter allen Umstän¬den zu erfüllen , besonders , ivcnn sie in einer gewissen Allge¬
meinheit und Unbestimmtheit gehalten sind . In dieser An¬
sicht machte mir der Vortrag des hrn . Abg. Prestinari den
Eindruck eines Räthsels , das er uns aufgegeben hat . In der
Thal wäre ich itt großer Verlegenheit gewesen , dem Antrag des
Abgeordneten für Bruchsal entsprechend zu handeln , weil der¬
selbe das Wie der Ausführung seiner Wünsche so ganz offen
ließ . Ich danke dem Hrn . Abg. Haager , daß er mir in dieser
Beziehung zu Hilfe kam und die Sache etwas näher präzifirthat ; denn der Antrag , wie er vorliegt , und der Wunsch , daßdie Regierung aus eine wirksame Betheiligung der deut¬
schen Ständeversammlungen an einer allgemeinen Ge¬
setzgebung hinarbeiten möchte, ist für mich in der That nichtnur ein einfaches , sondern ein doppeltes Räthsel , weil ich den
Ausdruck wirksam und den andern Ausdruck „ allge¬meine oder gemeinsame Gesetze " nicht recht verstehe. T >ie
Undeutlichkeit liegt darin , daß der Hr . Abgccrdnete auf das
.Handelsgesetzbuch Bezug nahm und die von der Kommission be¬
antragte Zustimmung zu demselben im Widerspruch mit ihren
übrigen Anträgen findet. Er scheint zu glauben . daß das
Handelsgesetzbuch ein gemeinschaftliches deutschesGesetzund nicht vielmehr ein badisches Gesetz sei . Es wird aber nie ein
allgemeines Gesetzbuch werden , und daß es dies nicht wird ,dafür haben wir selbst Sorge getragen , denn es ist dieser Punkt
gerade in der Bundesversammlung zur Sprache gekommenund dort darüber abgestimmt worden. DaS Wesen eines ge¬
meinsamen Gesetzbuchs kann nur darin bestehen , daß , wenn
es im Allgemeinen festgestellt ist , es auch so zu erhalten sei,daß kein einzelner Staat in dieses allgemeine Gesetzbuch em-
greifen und es nicht wieder jeden Augenblick auf den Antrag
irgend eines Kammermitglieds oder durch die Initiative der
Regierungen in Frage gestellt werden kann. Das macht den
Unterschied , ob etwas in der Allgemeinheit so hoch steht , baßes für die Besonderheit und deren Einfluß unerreichbar ist.So lange aber ein Gesetz unter der Macht der speziellen In¬
teressen und partikularen Verfügung steht, ist eS ein spezielles
Gesetz und es hat nur einen andern Namen in der Taufe er¬
halten . Ob es durch eine gemeinschaftliche Kommission
entstanden ist , ist gleichgiltig , und ich möchte auf den
ganzen formellen Unterschied der Behandlung gar keinen
Werth legen , denn dadurch wird der Charakter dieses
Gesetzes nicht verändert . Der Hr . Abg. Mays bat
richtig bemerk , daß ohne einen allgemeinen Gerichtshol dieses
allgemeine Gesetz kein solches sein werde, und es wurde daher
gerade bei dem Bunde in dem Gefühl , baß die Gemeinschaft¬
lichkeit nur dadurch zu erhallen ist , daß das Gesetzbuch der
künftigen Einwirkung der Kammern und der Regierungen
entzogen wird , der Antrag gestellt , dieselben möchten sich ver¬
pflichten , daß dieses Gesetzbuch nur auf gleiche Weise , wie
es entstanden , nicht aber durch die Einwirkung der einzelnen
ständischen Kammern abgeändcrt werde . Die großh . Regie¬
rung hat selbstverständlich ihre Abstimmung dahin gegeben,



daß sie sich hierru nicht vcrMiLcc « wdroe uuc> könne , ŝje
hat sich nur aü» « hff1>en Kttfuch Ar MHsk , ritte
gemcinschaftÄdb BerMDttstM , -mrtcr den Itt ^iervügen «Wr
solche Acndernngen herbeizusühren , wie sie ihrerseits als
nothwcndig erkannt werden . Wenn diese Verständigung
scheitern würde , mußte sic sich Vorbehalten , solche einseitig
vorzunehmcn , sie mußte cs , weil eS nicht anders zu machen
war , weil sie das Gcsetzgcbunasrecht nicht einseitig hat und
solches auch nicht verschleudern kann . Auch sollte ich denken,
daß die Ausführung des Herrn Abg . Prestinari einigerma¬
ßen deutlich machte, wie nian allerdings Verpflichtungen über¬
nehmen kann , die sehr präjudizieller Natur sind uird eine fer¬
nere Behandlung der Sache , wie sie bei dem Handelsgesetzbuch
statt hatte , nicht nur unerwünscht ist wegen der gewaltthätigen
Art , wie dasselbe zu Stande kam, und wozu man sich nur deß -
halb verstand , um nach langer Zeit Ewcnigstens twas zu er¬
halten , sondern hauptsächlich auch darum , weil nun dies nur
durch einen Gewaltthatigkeitsakt erreicht werden konnte . Das
ist der eine Punkt , weßhalb mir der Antrag , so wie er gestellt
wurde , nicht deutlich war und auch durch die Unterstützung
des Herrn Abg . Schmitt nicht deutlich geworden ist . Rur
der Herr Abg . Haager hat mir , wie gesagt , gewissermaßen
aus der Verlegenheit geholfen , indem er den positiven Antrag
stellte , eine aus Ausschüssen der Ständeversammlungen zu¬
sammengesetzte allgenreine Vertretung zu bilden , der ein ent¬
schiedenes Recht in Gesetzgebungssachen zukomme. Es sind,
seitdem diese Frage in den Kreis der Erörterungen der deut¬
schen Regierungen geworfen wurde , wie auch aus der Dis¬
kussion in dem andern Hause deutlich hervorging , bei den Re¬
gierungen vielerlei Ideen darüber aufgetaucht , wie der ange -
strebtc Zweck zu erreichen sein werde . Ich will nicht sagen,
daß alle Besorgnisse des Herrn Abg . Häusser richtig sind, al¬
lein Das ist richtig, daß die verschiedenstenBestrebungen hinter
jenen Anträgen sich verbergen , die in ihrer Verschiedenheit' nur von einem eigenen Schicksal betroffen sind, daß demEinen
immer nicht recht ist, was gerade der Andere will . Zn diesem
Augenblicke liegt , soweit ich mich darüber aussprechcn kann ,der Mittelpunkt der diessallsigen Verhandlungen in Wien .
Allein gerade unter den Regierungen , von denen der Herr
Antragsteller am meisten die Beförderung dieser Idee voraus -
setzt, ist die Verschiedenheit außerordentlich groß , indem ein¬
zelne ganz die Ausführung für möglich halten , die andern
aber der Meinung sind, daß die Sache nur sä relerenäum zu
nehmen sei, und wieder andere nur derMeinung zu sein scheinen ,
daß wenig bei demUnternehmen herausksmmen werde . Dies ist
ungefähr der Stand der Sache , und darausgeht hervor , daß die
Schwierigkeit in etwasAnderemliegt und mst Wünschen nichtge -
hvifen ist . Wie der Herr Abg. MapS richtig darleg -te , werden wir
uns die Frage nur so stellen können : Sollen die Drlegirten an
den Entwürfen selbst Mitarbeiten , also gleichsam an Dem , was
der Initiative der einzelnen Regierungen zukvmmt , ihrerseits
Theil nehmen, und würden Sie geneigt sein, aus Ihrer Mitte
eine Zähl von Mitgliedern abzuschicken , damit sie in Hanno¬
ver oder Dresden ein halbes Jahr verweilen und den Ent¬
wurf einer künftigen deutschen Zivilprozeßordnung oder das
Obligationenrecht ausarbeiten ? denn auch hierüber sind die
Ansichten verschieden, ob das eine oder andere zuerst vvrge -
nommen werden solle. Ich weiß nicht , ob dies innerhalb
Ihres ursprünglichen Mandats läge und ob Sie glauben , daß
hierin eine wirksame Vertretung Ihrer verfassungsmäßigen
Befugnisse liege. Mir wäre dies zweifelhaft und ich könnte
nur kein anderes Resultat denken, als daß diese gleichsam
durch das Zusammenwirken der Delegirten der einzelnen
Ständeversammlungen ausgearbeiteten Entwürfe eben doch
wieder in dieses Haus kämen. Der Hr . Abg . Mays hat
nicht mit Unrecht auf die Gerichtsverfassung Bezug genom¬
men , indem es sehr wohl möglich wäre , daß , ungeachtet Mit¬
glieder dieses Hauses selbst bei jenen Entwürfen mithalfen ,
doch das Haus der Ansicht sein könnte , daß sie gut oder schlecht
gearbeitet hätte » . Damit wäre also in der Sache sehr wenig
oder gar nicht geholfen . Cm zweiter Weg würde der sein,
diese Delegirten , gleichgiltig nach welchem Modus , in dem
Stadium , weun die Entwürfe schon fertig wären , zu berufen
und ihnen die Aufgabe zu stellen, nochmals ein Gutachten
darüber abzughben . Es würde den Druck , der auf di« ein¬
zelnen Stärchevcrsäunnlunge » geübt würde , vermehren , wenn
die Entwürfe auch noch durch eine Dclegirtenverfammlung
bpurtheilt und entweder mit dem Zeugniß der Vortrefflichkeit,
Wahrscheinlich jedoch mit sehr schwankender Beurthcilung in
die einzelnen Kammern kämen , Auch dadurch rvürde also
sicherlich geholfen Werdern Unsere Aufgabe müßt« sein, ein
Gesetz Paragraph fur Paragraph zu durchgehen und ganz
unabhängig von der Arbeit der Fachmänner zu sagen, das ist
g^tt und das ist mcht gut . Auf diesem Wege würde immer¬
hin das Bedenken aufsieigpn, -,dqß . ein Gesetzbuch durch eine
sölche wiederholte Bcrathpna zwar sehr viel gesiebt würde , die
groben Körner aber rvahrschMllch - im Siebe liegen blieben
und die feinen durchsielen. Zn Folge der Berathungen in
den einzelnen Kammern würde hm und wieder etwas rvegge -
bracht oder chnzugelhan werden können, allein es würden
auch hier gewisse Zufälligkeiten Heftchen, die man nicht in der
Hand hat . So kömmt es, daß eigentlich nur bleibt als
bloße Möglichkeit , was der Hr . Ahg . Haager will . Es ist
eiste aus der Natur der Sache hrrvorgehendc Nvthwcirdigkeit.
Dieser Vorschlag geht nämlsch in Beziehung auf die Delegir -
tenversammlungrn dahin, - diesen die Befugniß zu erchcilen,M Ausschluß der StändcversammlunMm zu beschließen .
Ich will dicken Punkt nichts näher vom Gesichtspunkte der
Wahrscheinlichkeit eines praktischen Erfolges untersuchen ,dpun es wird Sache der Erfahrung sein, welche Folge dieser
Vorschlag Lei den übrigen Regierungen hätte . Der Hr . Abg.
Haager hat bereits selbst angedeittet , daß die preichische Re¬
gierung schwerlich geneigt sein tverde, eine solche Befugniß den
Delegirtenversauunlungen zuzugestehen , und die übrigen
Mgeordueteukauunern -würden in gleicher Lage sein, wenn
wcht zugleich der politische Erfolg und der Nutzen , den wir
von einer allgcmeirren Vertretung erwarten , gesichert wäre .
Ich meinerseits müßte mich von einem ganz andern Gesichts¬
punkt aus gegen diesen Gedanken einigermaßen verwahren .

(z? - ui« ; stin , daß dir aitc,i,ehre pM vcr DhoftKnz der Ge -
ryäü Lusiäuirt ist . Dian bdhanOet dies ; allem -nach ocr Na¬
tur der Sache wird das nmhwendige H' lmkgewickt der
Staatsgewalten immer hergcstellt werden müssen , und cs
kann keine gesctzgcbendeBersammlung gedacht werden , der keine
Regierungsgewalt gegenüber steht ; denn was solllo- daraus
werden ; wenn eine Versammlung berufen würde , nmdarüber zu
beschließen, Dies oder Jenes soll Gesetz sein, ihr aberLijemand
gegenüberstünde , der das Interesse der Regierungen vertritt ?
Ich sollte denken, cs wäre ein Experiment von höchster Ge¬
fahr nicht blos für dir Regierungen , sondern für die Lache
selbst , mit solchen allgemeinen gesetzgebenden Versammlungen
vvrzngehen , ohne daß man zugleich eine Zentralgewalt schafft.
Ich sage, cs wäre gefährlich für die Sache selbst , weil noth -
wendiger Weise diese etwas ungezügelte und nicht zusammen -
pasfende Gewalt wirkungslos wäre und am Ende einen Er¬
folg auf dem Gesetzgebungsgebiete nicht hätte ; es wäre ein
Widerspruch Aller gegen Alle , ein Krieg Aller gegen Alle , und
dieser wahrscheinliche Erfolg kann mit bloßen Wünschen
nicht beseitigt werden , und auch diejenigen Herren , die den
weiteren Antrag , gestellt haben , irren sich . Worin der Au -
satzantrag des Al^ . Haager sich aber von der Nummer 1 des
Kommissionsantrags unterscheidet , rvüßtr ich nicht, weün der
Unterschied nicht, etwa gerade der ist, daß er keine RegrerungS -
gewalt gegenüber der Vertretung will ; denn es heißt ja in
dem Antrag , die Regierung wolle , wie bisher , allen ihren Ein¬
fluß in der Richtung geltend machen, daß die Gründung einer
einheitlichen Gewalt mit Volksvertretung rc .

Wenn dies das wirksamste Mittel sein soll, so Md wir
auch damit einverstanden ; wie es aber außerdem wirksam sein
soll, kann ich nicht einsehen ; wir haben aber den besten Willen ,
diesen Wunsch zu erfüllen . So haben wir Uns auch den übri¬
gen Regierungen gegenüber gestellt ; wir sagte« , macht Vor¬
schläge , wir werden solche prüfen und wenn unsere Befugnisse
es gestatten , zu deren AuÄführrmg gerne Mitwirken .

Wir haben auch über all« formelle Bedenken in Beziehung
aus die Behandlung weggesehen, immer aber unter der aus¬
drücklichenVerwahrung , daß niemals in Hannover oder Dres¬
den ein deutsches Gesetzbuch gemacht werden kann , denn dazu
gehört eine deutsche gesetzgebende Gewalt uiO diese wird nicht
geschaffen durch die bisherigen Vorschläge . Für das Zustkiu
dekvmmen eines solchen Gesetzbuchs, das in seinen Grund¬
sätzen für Alle gleich ist, worin die Gemeinsamkeit und unsere
Nationalität gewahrt und ihr Ausdruck gegeben ist, für die
Ausbildung dieses Grundsatzes in einer einheitlichen Rich¬
tung für Deutschland und damit für Erhaltung eines wirk¬
lichen nationalen Rechts , das , wie der Herr Staarstniiüster
sich ausgedrückt hat , zu einer der wesentlichsten und schönsten
Errungenschaften gehört und eines der vorzüglichsten Bande
ist, das die Nation Zusammenhalt , haben auch wir die besten
Wünsche, weßhalb dieses Haus wohl dem Kommissionsäntrag
beitreten könnte.

Abg. Eckhard : Ich gehörte m der Kommission zur Majo¬
rität und möchte emige Worte per Unterstützung des von der¬
selben gestellten unv von der Kommission aoopurten Antrags
sprechen . Es freut mich , baß ich so eben von der Negiecnngs -
bank hörte , wie man auch dort diesen Anschauungen nicht ganz
ferne steht .

Es standen sich bei der Beraihung in der Kommission ver¬
schiedene Anschauungen gegenüber . Man »erkannte auf der
erneu Seite nrcht , wie wünfchensweNh es für Deutschland setz
eine gemeinschaftlicheGesetzgebung zu besitzen . Man verkannte
aber auch noch weniger , wie wünschenswert - es sei, Viesen
Vortherl Nicht auf Kosten der kodsrüillioiiellen Rechte zu er¬
kaufen. Drc Vorihcite emet gemeinsamen deutschen Gesetz¬
gebung wurden in der Kommission eben so gut gewürdigt , vne
sie iw Anfang der heutigen Sitzung von Seiten der Regie -
rungsbauk gewürdigt wurden . Man verkannte nicht, daß
auch für die politische Einigung Deutschlands ein großer Vor¬
schub dadurch gegeben sei, daß für Deutschland eine gemein¬
schaftliche Gesetzgebung geschaffen « erde. Man übersah auch
nicht , daß die Rechtspflege in einer ganz andern rmd viel
bessern Weise gehandhädl werden könnte, wenn durch Schaf¬
fung einer gemeinfamrn Gesetzgebung für Deutschland der
Wissenschaft ein viel weücres Gebiet eröffnet würde , als dies
bei den vielen Parrrkulargesetzen gegenwärtig der Fall ist.
Wir haben ferner nicht verkannt die großen Vorzüge unv
vielen Voriherle , die für unser Vaterland dadurch erreicht
werden , daß vielt Zünften , unv darunter von Zierde » dieses
Berufes sich zusammenchruc«, um auch ihrerseits eine gemein¬
same veuischc Gesetzgebung anzudahaen , wenn man auch an¬
dererseits bedenken muß , daß diese Versammlung mehl mit
politischen Rechte» auszestatlet ist uud zunächst ihren Blick
auf sachliche Interessen werfen muß ; allein selbst diese Ver¬
sammlung hat , wie Sie aus dem Kommlssionsbrricht ersehen,
erneu Wunsch dahin ausgesprochen ,

„ daß zum endlichen Zustandekommen einer gemeinsamen
Gesetzgebung die Einleitung zu emer gemeinsamen , von dm
Regierungen und den Kammern der Eiozelstaairn anerkannten
— weau auch lediglich zn diesem nattvtialen Werke festge¬
setzten — Einrichtung vvthwendig ist. "

Ww haben diesen Wunsch getperlt und glaubten ihm , weil
wir als Kommisston einer politischen Versammlung beriechen,eine» kräftigeren Ausdruck verleihen zu dürfen . und zu
müssen .

Der Antrag , den Sie in dem Besicht der Zweiten Kammer
lesen , ist streng genommen nur eine etwas stärkere Wieder¬
holung des Antrags , wie ihn seiner Zeit dir Kommission der
Ersten Kammer stellte und wie solcher auch von letzterer— wenn auch iu eurer etwas veränderten Fassung — ange-
nvmmm wurde . Es ist de» Mitgliedern dieses Hause » wohl
zur Genüge bekauur , wir dies Letztere gekommen ist. Mau
zog es vor , dem Autrag eine etwas schwächere Fassung zugebcn,
um dafür die Einstimmigkeit de» Hause » zu erhalten . Wir
glaubten bei Stellung unseres Antrags auf eine etwas kräftigere
Fassung zurüükommcn zu dürfen und zu sollen.

Was die Einführung einer gemeinsamen Gesetzgebung über¬
haupt betrifft, so blickte« wir bei der Beraihung der Kommis¬
sion auf Dasjenige zurück , waö bis jetzt geschehen sei und von

ZaMunft der ÄFrsuL siD heiüSi -stbr , eure gemern-
fud Es war eine

nZv Zeit unv viele GelegeäM war voft -ancken, eine gemein¬same deutsche Gesetzgebung anzubahnen ; allein ich habe wenigoder nichts von solchen Versuchen wahrgenommen . Der
Bundestag hat uns nur wenige gemeinsame Gesetze und zwarvon sehr zweifelhaftem Werrhe , z . B . das .Verems - unv Paß¬
gesetz, gegeben ; allein von auoeren Bestrebungen weiß ich dis
zur Stunde Nichts , mit Ausnahme derjenigen , die neuerlich
auftauchken, und da frage , ch nun , ob sich nicht schon längst das
dringendste Bedürfnrß kund gab , ob es nicht die läzlrch sich ban¬
senden und immer stärker werdenden Wünsche der deutschen Na¬
tion sind , daß solche Versuche endlich augebahnt werden . War cs
etwa freie Vereinbarung oder freie Konzessivnder -Regierüngen ?
Ich sage : Nein . Das Dedürfniß drängk dahin und es
hat sich Dahn gebrochen. Wir laben ein gemeinsames deut¬
sches Wkchselrechl und ein deutsches Handelsgesetzbuch erhal¬ten . Wir freuen uns dieser ersten gemeinsamen Gesetze ;allein ich Müßte eine Unwahrheit aussprechcn , wenn ich sagenwollte , daß meine Freude darüber cme unge .rüblc sei. Sie
ist es nicht wegen der Art und Weise, wie diese ersten deutschen
Gesetze zu Stande kamen. Man hak gesagt , sie seien auf dem
Wege einer freien Vereinbarung zu Stande gekommen. Der
Herr Abg. Haager hat diese Behauptung nicht nur einmal
aufgestrlli , sondern in seinem zweiten Vortrage dieselbe nochweiter rertheidigt . Wenn nur aber auf die Resultate der
Berakhungen in Nürnberg Hinsehen , so möchte ich doch fragen ,wo hier vie freie Vereinbarung liegt . Man trat zwar zu¬sammen in der Absicht , sich auf freiem Wege zu vereinigen ;als man aber nicht in so schneller Zeit diesen Zweck erreichte,wie es einig« deutsche Regierungen erwarteten , so traten vie
drei mächtigsten zusammen und sagten den anderen : Sv
wellen wir es machen ; entweder tuet« ihr unseren Vorschlä¬
gen bei oder ihr bekommt kein gemeinsames Handelsgesetzbuch.Einern solchen Verfahren gegenüber ist uusere Regierung mit
einem Anträge aufgetretkn , den »vir Alle Mit Freude gelesen
haben ; allein was ist daraus geworden ? Nichts . Man hat
nicht blos auf dem früheren Verfuhren beharrt , sondern man
ist auch bei der mündlichen Abstimmung auf eine Wesse ver¬
fahren , welche — ich verweise hier auf den Kommiffionsberichtder Erste » Kammer — große Bedenken und sogar Proteste
hervorrief und Hervorrufen mußte. Man hat gesagt , die ein¬
zelnen Regierungen hätten widersprechen sollen ; wer Wider¬
spruch nicht eingelegt und sich gefügt habe , habe zugestimmt.Das ist aber eine cigenihümlichc freie Vereinbarung , wenn
man von den drei mächtigsten Regierungen zur Zustimmung
gedrängt , ja gewissermaßen genöthigt wird , unter Hinweisung
auf die moralische Verantwortung , die man auf sich nehme,wenn man dem Gesetze nicht züstrmme. So blieb denn in
der Thal den anderen Regierungen nichts Anderes übrig , als
Za zu sagen. An Proteste « hat es jedoch nicht gefehlt und
diese werden auch später , wenn gleich in anderer Form , von
neuem zu Tage treten . Ich sage : in anderer Form . Es istvon der Regierungsbank und von Mitgliedern der Kammer
bemerkt worden : Weun ww auch ein deutsches Handelsgesetz¬
buch erhalten , wie stchl es mit der Fortbildung desselben?
Wenn wir für die erste Schaffung res Gesetzes kein gemein¬
schaftliches Organ hatten , wodurch dasselbe ans gehörige Weise
zu Stande kam, wie soll es gehen, nachdem das Gesetz einmal
von einzelnen Regierungen und Ständen mit Widerwillen
angenommen und eingesührt wurde ? Darüber sind wir ja
einig , daß man zum voraus sich nicht verpflichten konnte,das Gesey nur auf dem Wege , ww dasselbe entstanden, künf¬
tig zu ändern , und es wirb also bei dem bisherigen Berhäkt -
niß vorerst sein Verbleiben behalten. Wenn das Gesetz nun
aber in einem einzelnen Staal eingesührt ist und sich dort im
Laufe der Zeit so bedeutende Bedenken gegen dasselbe zeigen,
daß entweder die Regierung sich veranlaßt sieht , die Initiative
zu dessen Abänderung zu ergreifen , oder die Stände Wünsche
an die Regierung gelangen lassen , die eine Aenderung des
Gesetzes bezwecken , so hat man kein Mittel , eine solche ein¬
seitige Aenderung des Gesetzes zu hindern . Man hatte anfäng¬
lich ein gemeinsames Schloß , wozu Jeder den passenden
Schlüssel erhielt ; allein wenn man später mit dirsem Schlüssel
aufschttcßen will , so wild man da und dort das Schloß ver¬
ändert finden, und so wird es auch mit der Gemeinsamkeit
des Handelsgesetzbuchs bald ein Ende haben .

Tie Kommission glaubte , daß nur auf einem Wegedie wirksame Schaffung gemeinsamer deutscher Gesetze
möglich sei ; si« hat gefunden , daß dies nur auf dem
Wege des so lang ersehnten und bis zur Stunde nicht
erlangten deutschen Parlaments möglich sei . Die
Kommission glaubte mit diesem Wort gerade und frei
heraustreten zu dürfen und zu sollen. In der Ersten Kam¬
mer ist über dieses Wort hin und her gesprochen worden ,und zuletzt hat man vermieden, es in den Antrag aufzuneh -
men . Ich sehe aber nicht ein, warum wir es nicht dentlrch,
scharf und laut aussprechen sollten . Im ganzen Deutschland
finden sich wohl nur Wenige , denen es ernstlich um die
Wshlfcchrt des Vaterlandes zn thuit ist, und die dabei nichtder Meinung find, daß nur iu einer Bereinigung der deut¬
schen Stämme has Heil des deutschen Volkes zu finden sei
und daß einem solchen patriotischen Wunsch allein in der
Forderung eines deutschenParlaments der rechte tzlusdruck ge¬
geben weiden könne. Wir haben daher diesen Wunsch an
die Spitze gestellt, schon detzbalb, weil wir auf diesem Wegeallein in die Lage kommen, erste gemeinsame deutscheMesetz-
gdbürig ans gehörigem Wege zu schaffen und - zu erhal¬
ten . FLiMch wutden Stimmen kaut und auch ich gehöre zn
Denjenigen , die sagten , wir seien ungeachtet aller unserer
heißen Wünsche nach jenem ersehnten Ziele im Augenblick
nicht in- der Dage . große Hoffnungen einer baldigen Verwirk¬
lichung jener Fvnerung hegen zu können ; allein wir sagten
uns auch, wenn wir das Große im Augenblick nicht erhalten
können, so sollen wir doch das Kleinere nicht von der Hand
weisen. Wir dachten deßhatb an eine Schöpfung , die ' man
etwa rin kleines Parlament ober ein Parlament »ä lloc nen¬
nen könnte^ an ein Parlament , das sich nicht ,nit großen po¬
litischen Fragen , sondern blos mit der Frage der innern Gc -



sctzgcbuug befassen soll . Wir dachten, es wäre doch gewiß
möglich, daß in Folge der dringenden Wünsche des Volkes ,
des dringenden Bedürfnisses und der drängenden Zeitver-
hältnissc auch die deutschen Regierungen erklären , sic wollen
vorerst wenigstens für die Gesetzgebung ein gemeinsames
Organ schaffen . Hiebei dachte ich freilich nicht an Dele -
girtc der deutschenStändckammern, sondern an solche vonAb¬
geordneten der deutschen Nation, wie solche für das größerePar¬
lament schon so lange , wenn gleich erfolglos , gewünscht wird.
Nicht die Art der Wahl wünsche ich geändert, sondern nur
den Gegenstand und Zweck , womit sich dieses Parlament
zu befassen hatte. Es soll ein kleinerer Kreis gezogen wer¬
den , weil man die deutsche Nation , wie es scheint, in den
maßgebenden Kreisen noch nicht für fähig hält , sich mit größeren
Zwecken zu befassen. Allerdings hatte ich hiebei auch noch
eine andere Hoffnung und einen weiteren Wunsch . Ich dachte
mir, wenn so viele Männer aus allen Gauen Deutschlands
Zusammenkommen und gemeinschaftliche Gesetze machen, so
werden sie wohl auch von anderen Dingen sprechen. Ander¬
wärts wird man freilich dies gleichfalls gedacht haben, und
eben deßhalb wird man vielleicht auch ein solches Parlament
nicht wollen . Man hat zwar auch heute von einer Seite des
Hauses auf das Mittel der Delegirten gegriffen ; allein was
diese sein und werden würden , ist in überzeugender Weise
von dein Hrn . Abg . Hausier auseinandcrgbsetzt worden . Auch
ich habe auf eine solche Schöpfung kein großes Vertrauen
und war deßhalb auch in der Kommission entschieden dage¬
gen , daß man diesen Weg auch nur als wünschenswerth be¬
zeichnen solle. Ich war vielmehr der Meinung , man solle
nur den ersten und allein richtigen Weg als Antrag aufstel¬
len , den zweiten von mir bezeichnet ?» Weg als wünschens -
wcrth berühren, von einem Wunsch aber, Delegirte zu haben,
nicht ein Wort in dem Bericht sagen . Man hat gesagt , daß
eine Dclegirtcnversammlungsogar gefährlich werden könnte.
Auch ich glaube allerdings, daß die Delegirten sich mit der
Gesetzgebung allein für die Dauer nicht befassen und daß sie
ihren Wirkungskreis auf das politische Gebiet ausdehnen
würden. In diesem Fall würde man aberSeitensunserergegen¬
wärtigen Bundesregierung Delegirte aus den einzelnen deut¬
schen Ständekammcrn zu erhalten suchen, die den jetzt bei dem
Bundestag geltenden Grundsätzen zugänglich wären und mit
deren Hilfe sodann Gesetze gemacht werden könnten , über die
wir staunen würden.

Der mannichfache und sicherlich wohlbegründete Tadel, der
gegenwärtig überall gegen die Art und Weise des Verfahrens
am Bundestag ohne alle Scheu ausgesprochen wird, müßte
verstummen und man würde«uns sagen , ihr habt durch Ver¬
treter eurer Interessen diese und jene Einrichtung selbst mit-
geschaffcn. Es würde solchergestalt ein Vertrauen auf den
Bundestag und seine Wirksamkeit ins Leben gerufen, mittelst
desselben derselbe noch viel wirksamer nach seiner bisheriger !
Richtung handeln könnte. Ich kann mich deßhalb von der
Güte des Delegirteninstitnts ungeachtet Dessen , was ich von
der entgegengesetzten Seite über die Vortheile desselben gehört
habe , nicht überzeugen . Ich bin vollkommen für den Kom¬
missionsantrag und glaube , daß derselbe nur eine konsequente
Durchführung der Anschauung ist, die dieses Haus schon bei
einer andern Gelegenheit kundgab . Damals wurde mit gro¬
ßer Mehrheit dieselbe Frage mit Za entschieden und ich
möchte das Haus an jenen Tag zurückerinnern. Ich
wünsche sehr, daß der Antrag der Kommission , der einer¬
seits ein deutsches Parlament will und anderseits nicht will,
daß aus dem bisherigen Wege , gemeinsame Gesetze zu machen,
fortgefahren werde, allgemeine Annahme finde .

Adg. Knies mvtivirt seine Abstimmung für den Kommis¬
sionsantrag. Der Schwerpunkt desselben liegt in der Ver¬
wahrung gegen den bisherigen Weg der Gesetzgebung, der das
Recht der Stände illusorisch macht. Deßhalb sei es gut , es
setzt auszusprechen ; wenn wieder einmal der Fall vorkommt ,werden wir von unserem liberum velo Gebrauch mache».

Abg . Achenbach erklärt sich ebenfalls für den Kommis -
sionsanträg.

Abg . Walli : Ich gehörte in der Kommission zu de« 2
Mitgliedern, diezwar einen sehr hohen Werthauf das Fvrtschrei -
ten auf dem Gebiete der gemeinsamen Gesetzgebung legten , sich
aber unter Bedingungen und Beschränkungen für Beibehal¬
tung des bisherigcn Weges erklärten . Ich habe mir keines¬
wegs verhehlt, daß , wenn auf dem Wege wie bisher gemein¬
same Gesetze zu Staude kommen , das Recht der ständischen
Kammern in erheblicher Weise beeinträchtigt wird ; allein
ebenso verkannte ich nicht , daß cs gewisse Verhältnisse gibt ,unter denen die Negierung auch den fetzigen Weg forrbetrclen
muß . Es können nämlich Umstände eintreffen, die es im In¬
teresse des Staats und scmer Angehörigen nolhwendig machen,
daß die großb . Regierung mit andern Regierungen in Verbin¬
dung tritt und , sei cs im Wege eine - Vertrags »her einer son¬
stigen Vereinbarung , sich über gemeinschaftliche Einrich¬
tungen mit andern Regierungen verständigt . Ich wünscheaber, daß die großh . Negierung kiesen Weg nur so lange be¬
tritt , als cs nlchr möglich ist, ein gemeinsames Orqan für ganz
Deutschland zu schaffen , dem die wichtiger» Attribute der
Staatsgewalt übertragen « erden. In dieser Hinsicht bin ich
nicht adgewichen von der Ansicht , welche die Kammer in ihrer
Adresse niedcrgelcgl hat. Sie wünschte ein einheitliches
verfassungsmäßiges Organ , umgeben von einer Nationalver-
lreiung. Ob jedoch in kürzerer oder längerer Zeit auf dem
Weg der Reform dieses verfassungsmäßige Organ geschaffen
werden kann , ist ungewiß ; allein ich glaube , wir können dis
dahin das Zustandekommen gemeinsamer Gesetze nicht hindern.Wir müssen unter gewissen Umständen , die dringender Natur
sind , der Regierung die Freiheit des Handelns gewähren.Wir haben auch dis jetzt gesehen , daß die großh . Regierunguüler bringenden Verhältnissen von diesem Recht Gebrauch
gemacht hat ; denn auf jedem Landtag werden Verträge vorge¬
legt , die die großh . Negierung mit anderen Regierungen ab¬
geschlossen . Ich glaube deßhalb , daß die Kammer sich beson¬
ders dem Wuusch , wie er im Satz 1 des Antrags niedergelegtwurde, anschließen sollte. Was den zweiten Wunsch betrifft,
so stimme ich auch diesem bei , weil ich glaube , daß deßungrach -
tet die Regierung die Freiheit hat , bei dringenden Verhältnissen
sich mir anderen Regierungen über gemeinschaftlicheSchritte
zu vereinbaren, deren Ergebnisse später natürlich zur ständi¬
schen Zustimmung vorgelegt werden müssen. Dagegen glaube
ich nicht ( daß wir den Antrag des Hrn . Abg . Prestinari an-
nehmen jollten . Wenn ich denselben recht verstanden , so zielt
er eigentlich dahin , den Wunsch in Satz 1 zu schmälern . Die¬
ser Hr. Abgeordnete würde sich begnügen , wenn ein Institutin Deutschland geschaffen wurde , das sich blos mit der Gesetz¬
gebung zu befaßen hat. Eine solche Einrichtung genügt aber
nicht , sie würde die Interessen und Bedürfnisse der Nation
nicht befriedigen . Sie genügtmir nicht, weil ich nicht wünsche,daß ein deutsches Parlament in seiner Thätigkeit mir aus Ge¬
setze beschränkt ist , die von den einzelnen Regierungen vorge¬
legt werden ; ich will der Wirksamkeit dieses Parlaments ein
weiteres Gebiet eingeräumt wissen , so daß es die höchsten na¬
tionalen Interessen des Vaterlandes zu vertreten hat. Eine
Versammlung , die blos einige Zivilgesetze zu berathen hätte,würde keineswegs befriedigen ; es werde in der Nation der
Drang und das Bestreben nach weitern politischen Organisa¬tionen und nach wesentlicher Erweiterung der Rechte jenes
Hauses stets wach werden . So lange wir die jetzige Verfas¬
sung in Deutschland haben , sehe ich auch nicht ein, welche Or¬
ganisation einer solchen nur für die Gesetzgebung geschaffenen
Einrichtung gegeben werden solle . Ein Parlament würde
doch wohl emen einheitlichen politischenKörper bilden , in wel¬
chem nach Mehrheit abgestimmt wird . Würde nun diesem
politischen Körper nicht auch e .ne einheitliche Gesetzge¬
bungsgewalt gegenüber stehen , so würde cs dazu kommen,
daß, wenn dort Beschlüsse gefaßt werden, die einzelnen Regie¬
rungen moralisch genöthigt wären , denselben ihre Zustimmung
zu ercheilen. Unmöglich könnte da- jetzt bestehende Recht der
Regierungen aufrecht erhalten werden , frei und selbständig
ihre Zustimmung zu den einzelnen Gesetzen zu geben. Eine
solche Einrichtung würde aber auch aus andern Grün¬

te» nicht genüge». Eine derartige Versammlung könnte
nämlich nicht regelmäßig jedes Jahr oder alle 2 Jahre
zusammentreten , sondern sie würde nur zusammenberu -
fen werden , wenn die Regierungen sich über irgend ein
bestimmtes Gesetz vereinigten , so daß eS also in ihrerWillkür stünde , ein solches Parlament zu berufen oder
nicht. — Wir werden uns deßhalb nicht darauf beschränken ,an die großh. Regierung die Bitte zu richten , dahin zu wirken,daß eine Bersammlung berufen werde , welcher blos jene Ar¬
beiten zu übertragen wären , sondern wir werden bei dem
Wunsch stehrn bkeibea , den wir in der Adresse nievergelM
haben .

Abg . Prestinari : Der Hr . Präsident des Ministeriumsder auswärtigen Angelegenheiten hat meinen Antrag rälhsel-
hafl gefunden ; »ch muß dagegen bekennen , daß für mich die
ganze heutige Debatte etwas Räthselhaftes hat. Ich war
schon über die Borttäge der Mitglieder des Hauses , welcheden Kommissionsanlragvertheidizten , im Unklaren, als ich siemit dem Inhalt dieses Antrags verglich ; meine Unklarheit ist
noch sehr gestiegen, seitdem der Hr. Mtnrfterialprä,ident ge¬
sprochen hvt . Während die HH. Abgg . Häsffer, Maps, Moll,Fröhlich die Prrchridigung des KommissionsanlragS darauf
gründeten ^ daß bis zur Neügestaltung des Bundes überall
keine gemäinsamkn deutschen Gesetze mehr zu Stande gebrachtwerden sollen , hat der Hr. Ministerialpräsident den Kommis«
sionsantrch deßhalb vertheidigr, weil er der großh. Regierungfür ihr Verfahren vollkommen freie Hand lasse. Das Ver¬
fahren der großh . Regierung in der vorliegenden Frage ist aber
uns Allen bekannt ; in der höchsten Entschließung, welche der
Hr. Staaisminister der Justiz beim Beginn der heutigen
Sitzung uäs,mitgetheilt hat , ist es eingehend dargelegt. Mein
Antrag , deU der Hr. Ministerialpräsident bekämpfthat , entsprichtvollkommen diesem Verfahre» der großh . Regierung , sowie er
auch dem einstimmigen Beschluß der Ersten Kammer entspricht,mit welchem die großh . Regierung sich einverstanden erklärte .In der Sache selbst wünsche ich daS Ziel , nach welchem die
Mehrheit des Hauses strebt, nicht weniger lebhaft ; ich glaubeaber, baß der Weg , den die Mehrheit eingeschlagen har, nicht
zum Ziel führt. Daß daS politische Bedürfoiß der Nation
durch gemeinsame Materielle Einrichtungen und durch gleich¬
artige Gesetze nicht befriedigt wird, ist nicht za bestreiten.Wenn mau aber fürchtet, durch gemeinsameEinrichtungen und
Gesetze möchte die Befriedigung des politischen Bedürfnisses
zurückgedrängt werden oder verkümmern, so bin ich entgegen¬
gesetzter Ansicht. Je mehr die Nation gemeinsam materielle
Einrichtungen, je mehr sie übereinstimmende Gesetze erhält,desto mehr wird das Bewußtst« der Zusammengehörigkeit,der Einheit in ihr geweckt uud genährt, und je mächtiger diese-
Bewußksein wird, desto dringender und unabweislicher wird
das Bcdürfniß einer äußern politischen Gestaltung , die diesem
Bewußtsein entspricht.

Wie dem aber auch sei, jedenfalls ist unsere Versammlung ,wenn sie dem Kommissionsantrag , wie er nun erläutert wurde,
beistimmt , bis jetzt die einzige deutsche Stäabekammer , die sichin einem sülchen Sinn ausspricht ; auch das preußische Abge-
ortnetenhaus hat noch keinen ähnlichen Ausspruch gethan .
Sicherlich werden noch wettere Entwürfe gemeinsamerGesetze ,
zunächst im Gebiet des Zivilrechts , ausgeärbeitel werden ; wie
soll sich unstre Negierung zu solchen Unternehmungen verhal¬ten ? Soll sie die Thcilnahme daran ablehnen ? Oder sdll
sie mit der Verwahrung , daß sie »ichl bei der Entwerfung vou
Gesetzen, sondern nur bei wissenschaftlichen Arbeiten sich bethei-
lige, einen , Kommissär abstnvcu , damit die Kommissäre der
übrigen Regierungen ihm erklären, daß sie nicht zn wissen¬
schaftlichen Arbeiten berufen seien , sondern zur Entwerfung von
Gesetzen, die als solche in Kraft treten sollen ? Und wenn die
Entwürfe ist den übrigen deutschen Staate» Gesetzeskraft er¬
hallen, soll unser Land davon ausgeschlossen werden?

(Schluß folgt.)

Verantwortlicher Redakteur:
vr . Lrqrultin .

Z .i .64 . Frankfurt a . M.

Freiburger Fl. 7 Anlehensloose.
Gewinne Fr 6l »,l »M », ZO MX » 4 « ,« 01»,3« ,QM» tzte.

Zieh««» am IS J uni
Königl. Schwedische 10 Thlr . Loose.

Gewinne : Thlr. 2»,« i»tt , 20 ,»«« , L8,«0v «te. ete.
Ziehung am 1 November.

Für sichere und vorthcilhasie Anlagen kleiner Kapitalien und Ersparnisse empfehlen wir
diese Staats-Anlehenslosse zam Tagescvurs und ertheilen jede zu wünschende Auskunft , sowie
VrrloosungSpläne gratis . !

BeH LL Bank- und Wechsetgesthäst
_ in Frankfurt a. M » , Paradeplatz Nr. 2.

Lta- tgenreirr- e D urlach.
Gras -Verkauf

vou Gemeinde- und Atmend - Meseu
pro 18 « 2

Cinladuug .
-Dienstag den I « . Juni : die Wesen auf der Platt und hinter Aue , Mastwaide, GäuS-

Waide , Hummelwiesen , Apothckerstück, Reiherplatz . Hinterwiesen links uud rechts der '
Karlsruher Straße, das neue oder Kleestück und die Plotterwiesen ; 160 Morgen.«Xtttwoch den IG . . Zstnii : die kurzen Stücke aus die Pfinz, die> vkchtwaidwiesen an- °er Wirz, das Dränkbühl, M HrMstu Md die ThöErtswlesm ; M MSkgett .

. 7-Donnerstag den 12 Juni : die Neuwiesen ; 120 Morgen .

Freitag den 13 . Imst : die Zimmerplatzwicsen , die Wiesen von der Nachtwakde am En-
tenkoy zwischen den Graben , die Wirsen auf der Tagwäide und die Kuhwaidwiesentz110 Morgen.

Samstag den 14 . Juni . Nachmittags: die Brüchleinswiesen ; 17 Morgen.
Montag den IQ. Juni : die Wiesen im Füllbruch auf die Pfiuz , das untere mittle

Stück , das Eiuhöldwäldleiu und das obere mittle Stück ; 112 Morgen.Dienstag den 17 . Juni : das große Hasenbruch, die Füllwiesen, der Rockenbühlweg ,die Rsckenbühlwicse irud das Götzenftück ; 84 Morgen .
Mittwoch den 18 . Juni : die Wiesen hinter dem Elfmorgenbruch , das DoruwäMein

und die Speckwiesen ; 126 Morgen .
DGU- Sollte Regenwetter eintreten, so leidet — wen« dasselbe nicht anhal¬tend und stark ist — die Versteigerung keine Unterbrechung.

Anfang Morgens 7 Nhr nnd Nachmittags 1 Uhr.
Steigerungs - Bedingungen .

1) Der Kaufpreis für Gemeindewiesengras ist auf Martini d . I . zu bezahlen.2) Der Kaufpreis des Almendwiesengrases ist längstens bis zum 30. Juni d . I .auf Anweisung des Bürgermeisteramts zahlbar. Wer ohne diese Anweisung zahlt,läuft Gefahr, nochmals Zahlung leisten zu müssen.
3) Als Käufer wird nicht zugelassen :

a . wer nicht im Stande ist , sogleich einen zahlungsfähigen Bürgen und Selbst-
schuldner zu stellen ;

d . wer seine am 1 . Januar d . I . verfallenen Schuldigkeiten zur Stadtkasse noch
nicht entrichtet hat.

4) Nachlaß am Kaufpreis wird nicht gestattet , der Käufer übernimmt vielmehr alle ge¬
wöhnlichen und außergewöhnlichenZufälle.

Durlacb, am 30. Mai 1862.
Der Gemeinderath .

Wahrer . Siegrist .
Z .k.680. Hamburg .

Ein bedeutendes Havckürger Kommission -Haus empfiehl: sich zur .Entgegennahme von Wagren , Ko«-
signallEn nkir Art, und inst» V »»s«stnff« darauf dl« zu jo»,m Biira», unter Zusteber»»» -«« streog - -Oe« Diskrett»». . - >i > - -

Gefällige franko Offerten unter der Chiffre v . n . L O« . poste latente Hamburg .



zur Erneuerung von Grund- und Pfandbnchs- Einträgen.
Z .k.635. Hottingen . Auf Grund "des Gesetzes vom 5. Juni 1860 , Reg . -Blatt Nr . 30 , werden

die nachverzcichneten Gläubiger oder deren Rechtsfolge! ausgefordert , die bezeichnten Einträge von Vor¬
zugs - und Unterpfandsrechten , wenn solche noch Giltigkeit haben , binnen sechs Atonalen erneuern
zu lassen , widrigenfalls diese Einträge nach Art . 4 des erwähnten Gesetzes gestrichen werden würden .

Der Rechtsgrund der unten angegebenen, nn Pfandbuch eingetragenen Forderungen besteht in bedun¬
genen Unterpsandrcchtcn, und jener der im Grundbuch eingetragenen in des Verkäufers gesetzlichem Vorzugs¬
rechte , sofern bei einzelnen Einträgen nichts Anderes bemerkt ist .

Hetlingen , Amts Säckingen , den 23. Mai 1862.
DaS Pfandgericht . Der BereinigungskommissLr :

Bürgermeister Bächle . Klarer . .

Des Eintrags

30. Juni 1831
12. Febr , 1832

5 . Okt. 1831

12. Febr . 1832

10. Jan . 1817
7. Mai IY17

11 . Mai 1817
2 . Mar » 1818

12. Mae 1818

19 . Mai 1819
18 . Juni 1819

) ,,ni 1819
3 . Juni 1821
3. Kü 1821

3V. Okt . 1821
2 . März 1822

12. Mai 1822

25. Juli 1823

7. Mai 1825
15 . J » li 1825

10. Mai 1826
17. April 1828

?
16. Nov. 1829
14. März 1830
4 . Juli 1830

177/ !
186
181

191

9
12
13
19
22

46
47

49
56
59

65

76
86.

109
175
177
179
181
189
231
236
245
249

Ramm , Stand und Wohnort
des Schuldners

Datum . Seite .
und seiner Rechtsnachfolger.

26 . April 1817 2
I Einträge im

Konrad EkertS Eheleute
26 . 'Nov. 1617 6 Balthasar Bächle
10. Jan . 1818 8 Josef Palmert

6. März 1617 9 Derselbe
26 . März 1817 10 Simon Gerspach

- 10 Jos . Ekert und seine Ehefrau AgneS

14 . April 1317 10
geb . Gerspach

Josef Haas Eheleute
8 . Mai >817 11 Fridolin Zimmermanns Eheleute

11 . Mai 1817 11 Katharina Baumgartner
8. Aug. 1817 11 Paul Ejchbach

14. Auq. 1P17 .11 Margaretha Egle
30 . Nov . 1817 13 Balthas Bächle und Maria Mal
13 . Jan . 18lS zacherin

13 Balthas Bächle
2. Dez . 1817 14 Konrad Maiers Erben

12. Febr . 1818
9 . März 1818

14 Johann Kunzclmann
15 Johann Dapp 's Eheleute

20. Mai 1K22 20 .
H . Einträge im

Müll « Josef Matt

2tz. Nov . 1822 24 Simon Gerspachs Eheleute
- 26 Fridolin GottstemS Ehelentc

28 Dieselben
3 . Juni 1823 43 '

Fridolin Zimmermanns Eheleute
17. Juli 1823 45 Margaretha Egle
16 . Juli 1823 49 Autvn Maier
21 . Febr . 1824 00 Simon Gerspachs Eheleute

30. April 1824 57 Simon Gerspach

20. Juni 1824 61 Josef Bächle

5. Mai 1825 72 Joses Huber, Bauinwollenhändl «

^ Juli 1825 74 Gregor Zimmermann
31 . Dez . 1825 79 Margaretha Egle

8. April 1826 65 Josef Steffan

17. April 1826 87 Jos . Palmert « Eheleute
1k . Juni 1828 103 Jos . Hub «

25 . April 1829 112 Lorenz Stell
1 . Mai 1829 115 Josef Häsle von Rikenbach

19, Sepl . 1829 125 Matth . Huber

14 . Febr. 1831 160 Katharina Steffan

Namen , Stand und Wohnort Betrag
des Gläubigers der

und seiner Rechtsnachfolger. Forderung .

9 Simon Gerspach
Johann Tapp
Thomas Schäuble

Josef Steffan

die Geschwister . Gleichstellgeld
Agatha Bächle von Buch. Kaiff
Jos . Merls Erben . Kauf
Brentano zu Großlaufenburg
Magdalena Matt von Atdorf

, Balthas Ekert

Apollonia Gerspach von ?
Apollonia Uiker
Jos . Friker von Niedevhof
Apollonia Uiker

Dieselbe
- Hieronymus Jselin zu Kleinbasel

Jakob EkertS Kinder
Kirchmeier Jos . Uiker von Obcrhof
Jos . Ekert von Häner
Fridolin Strittmattcr von Hochjal

Pfandbuch Theilll .
Gebrüder Brentano zu Großlaufew

bürg . Kausjchilling
Magdalena Matt von Atdorf
Kunigunde Gerspach, volljährig , und

Kunigunde Gerspach , mindcrsäb
rig , von Obergcbisbach

Zeno Gottstein von Obergebisbach
Apollonia Uiker

Dieselbe
Jakob Kaisers Kinder . Pflegrezeß
Anton Bürle von Degerfelden. Ur

thcil
Elisabeths Bächle von Hochsal. Ur-

theil
Johann Gantert von Waldshut , ver¬

wiesen von Jakob Ekert
Friedrich Pliiß zu Langenthal in der

Schweiz. Urtheil
Gregor Schäubles Eheleute. Kauf
Josef , Christian mid Magdalena

Ekert. Erbschaft
Jos . Huber hier , Magdalena Matt^ in Atdorf und Matth . Gerspach

in Hochsal . Kauf
Jos . Schäuble in Herrischried. Urtheil
Magdalena Matts Erben von At

dorf. Rest aus Kauf
Magdalena Gehr von Segeten
Rößlewirth Jos . Huber von Riken-

bach
Johann und Marianna Huber . Erb^ schaft
Heinrich Maier von Brugg (Schweiz)

Urtheil
Müller Matt . Uitheil
Fridolin Gottsleins ,Eheleute. Kauf
Wilhelmine Krever von Emmen -

dingen. Urtheil
Maria Steffan

HI Einträge im Grundbuch Theil 1 .
Balthasar Bächle's Eheleute
Martin Huber
Theres Ebner von Rikenbach
Kvnrad Maier
Vogt Gerspach

Wittwer Jakob Ekert
Marzell Huber
Josef Ebner von Rikenbach
Konrad Maiers Kinder
Josef Haas , nun Jos . Fridolin

Brogles Kinder zu Säckingen
Jakob Uiker
Josef Palmerts Gantmasse

.

Fridolin GoUsteuip Lhpieute
Konrad und Maria Mgicr chier und

- Apollonia Maier zu Häuer
Johann Fridolin Stefsans EhesraulJohann Fridolin Steffans Gantmass «

28
3?

Jos . Albiez
Jos . Matt von Strittmatt

Magdalena Strittmatter
Bogt Jöhgnn Uiker

Thonsa« Lsther
Meinrad Ekert

Felir Ziuuuenuann

Konrad Steffan
Joses Huber

Josef Baunlgartner
Meinrad Ekert
Jos . Steffan
Johann Ulrich Steffan
Gemeinderechner Kaiser
Felir Zimmermann
Jakob Uiker
Jakob Kaiser
Simon Uiker
Jakob Albiez

Simon Gerspach
Josef Palmert, . nun Johann Abarten^ Müller in Häner , Pfarrer Ber -

berichs Erben in Säckingen , Apol¬
lonia Gens Erbeu .» und -Jichaun
Kunzelmrnn hier

Fridolin Zimmermann , Apollonia
Uiker und Jakob Baumgartner

Martin Baier von Oberwchl
Simon GerjpachS Eheleute , nun

Magdal . Matt von Atdorf, Midas
Gerspach und Elisab . Bächle von
Hochsal, Achlman« Leo in -Säckin« -
gen und Jos . Gerspach hier

Simon ^ «tzuach
Fridolin ZrmmermanitS Ganimasse

Dieftlbc
blo .
dlo,
dtv .

Klemens lUkerS Eheleut
Bartholvmä Ekert
Jakob Kaiser
Jakob Uiker

467
394
617

2400
360

1318

kr .

38' / -

100
180
240 —
159 52
100 -

-1200

218040 '/ ,
140 — "

150
200

4139

360
300

200
198
106
92
29

113

1270

132

16
58
2

50

46

7500 -
1030
2850
2294 30

80 -

2029 -
7101
,2753 —

290
6Y0

760
1280 -
LLSI12

W

108
ILM

3>X»
17.
17

15
50

50
143

2250
1120 -
250
20

30

Z.k.739 . >!r. 80l8 . Pforzheim . fAussor -
>erung .) Auf Antrag der nächsten Anverwandten
»es Jakob Michael Mohr von Ittersbach wird der-
elbr aufgefordert, sich dahier zu stellen oder seinen
»« zeitigen Aufenthaltsort namhaft zu machen , widri¬
genfalls er für verschollen erklärt und sein Vermögen
>en nächsten Anverwandten in fürsorglichen Besitz ge¬
geben würde.

Pforzheim , den 27, Mai 1862.
Groß h bad. Oberaml .

C. Winker .

Z .k.834 . Nr . 4328 . Ettenheim . ( Auffvr -
oerung . ) D« nach Amerika ansgewandrrte August

Stolz von Ettenheim har schon seit dein Jahr 1857
nichts mehr von sich Horm lasten, und es ist diesseits
dessen Aufenthaltsort nicht bekannt. Derselbe wird
aufgefordert , über sein Hierlands noch vorhandenes
Vermögen von circa 100 fl .

innerhalb Jahresfrist
zu verfügen und davon hieher 'Nachricht zu eicheilen,
attbernsall« er für ^derschollen erklärt und dieses sein
eben erwähntes Vermögen seinen nächsten Verwand¬
ten gegenKautiouSleistung in illrsorglicben Besitz wird
ausgesolgt werden.

Ettenheim , den 31 . Mai 1862.
» Großh . bad. Bezirksamt .

Pfister .

1299 —
158 7

700 -

12321
396 —

250 -
56 43

104 -

75 12

49 41 '/ ,
IST » - .

'

245 —

287 9

OeffentlieHe Mahnung
zur Erneuerunq von Grund - und Untelpfandbncd -ä - Eiuiräczctt .

Z .k.836 . Efringen . Ans Grund dcö Gesetzes vom 5 . Juni 1860 (Regierungsblatt Nr . XXX .)
werden die in nachstehendem Verzeichnisse genannten Gläubiger ooer deren Rechtsnachfolger aufgcfordert,
die bczeichnctcn Einträge von Vorzugs - und Untcrpfandörechten . ivcmi zotcüe noch Giltigkeit baben , bin¬
nen sechs Monaten erneuern zu lassen , widrigenfalls die Einträge nach Art . 4 des erwähnten Gesetzes
gestrichen werden.

Der Rechtsgrund der in nachstehendem Verzeichnisse angegebenen Forderungen, - welche in das Uuter -
psandsbuch eingetragen , besteht in bedungenen UnterpfandSrechteu, nnd der Rechtsgrund der in das Grund¬
buch eingetragenen Forderungen in dem geschlichen Vorzugsrecht des Verkäufers , sofern nicht bei einzelnen
Einträgen etwas Anderes bemerkt ist.

Efringen , den 23 . Mai 1862.
Das Pfandgericht .

Blum , Bürgermeister .
Der Bcrcinigungs -Komissär :

Fritsch , Notar .

Des Eintrags

Datum .

31 . Okt. 1764

16. Mai 1771
20 . Nov . 1780

25 . April 1781

10 . Mai 1824

27 . Okt . 1810

9 . Nov . 1831

Seite

339

346
361

365

24

120

56

Namen , Stand und Wohnort
des Schuldners

und seiner Rechtsnachfolger.

Namen , Stand und Wohnort
des Gläubigers

und seiner Rechtsnachfolger.

» . Einträge im Pfandbnch der Gemeinde Efringen Band la .
Johannes Möschlin's Eheleute venlGcistlichc Verwaltung in Lörrach

Winlcrswcilcr
Dieselben

Johannes Tanner , Metzgers, Ehe¬
leute in Efringen

Johannes Dößcrichfs Eheleute v. da

Dieselbe
Meister Dietrich in Basel

Frau Pfarrer Maurizi
-ach

In Band 15 .
Martin Bauers Eheleute von da ISutter , Bergwerkshültenrcchnungs -

I rcvidcnt in Frciburg (richterliches
I Unterpfand )

II . Einträge im Grundbuch der Gemeinde Efringen Band I.
Joh . Jak . Kanunüller von KandernlSchullehrer LLHler' s Wittnx von

Nikolaus Däublin 's
Efringen

Joh . Jak . Enderlin .
Sohn , von da

Pfarrer Romann von da

Wittwe von

Waidgcfellen

Efringen
Derselbe

dtv.

dlo. .
In Band II .

Katharina Basler , Ignaz
Ehefrau , von Huttingen

naz Dößerichs Gantmaste in Hup
tingcn

Betrag
der

Forderung .

fl-
'

kr.

160 —

400
560 —

320 —

211 —

40

180 —

157 3b

66 24

906 —

i l

25 — !

Z .k.685 . Srr. 728l . Waldshut . ( Aufforde¬
rung .)

Den Liegevfchaftsbesitz der Gemeinde
Bicrbronntn in dortiger Gemarkung
betr .

Beschluß ,
Die Gemeinde Bierbronnen behauptet, Eigenthümc -

riu nachbcnannter Grundstücke zu sein , nämlich :
1 ) 57 Ruthen Burgrulhen , neben Baptist Bächle

und Marlin Walde ;
2) 18 Ruthen Acker ob der Kammerwies , neben

Mathe Baldenschwciler's Wittwe und Joseph
Wies« ;

3) 1 '/ - Vierling Acker in den Stöcken , neben Joh .
Kriege! ;

4) 1 Vierling 22 Kuchen pb dep Fohren , Ackerfeld,
neben Joseph Wies« und Joseph chchmid ;

5) 37 Ruthen Reutfeld in der Lcltengtub , neben
Obigen ;

6) 46 Ruthen im Einfang Reutfeld , neben Joh .
Stiegelcr und Martin Walde ;

7) 88 Ruthen Reutfeld im Hinlerhaüsle , neben
Marzell Maier und Joseph Müller ;

8) 4 '/, Vierling Ackerfeld in der Kalchrütte , neben
Joseph Schmidt und Georg Kriege! ;

Ä) 62 Ruthen allda , neben Martin Walde und Jos .
Weser ;

' " ' '

10) " / - Wirrling Wiesen auf dem Hundsrücken, neben
- ' -Jsseph

'-Schmiv und Kvnrad Zimmermann ;
11) 4 Vierling Wirsen am Schafrain , neben dem

Bach, Marzell Maier und Konrad Leber ;
12) 3 Vierling Wiesen in der Kammcrwies , neben

Konrad Zimmermann nnd Baptist Bächle;
13) 28 Ruthen Garten beim SchulhauS , neben der

Vizinalstraße ;
14) 1 Morgen Wald im Spitzhölzle, neben dem Bach

nnd Baptist Bächle,
ihr Erwerbtitel ist aber nirgends im Grundbuch einge¬
tragen . Auf ihren Antrag werden nunmehr Alle ,
welche daran ein Eigenkhums - pd«r Unlcrpfandspecht,
lehensrcchkliche oder fideikommisfarische Ansprüche haben
oder zu haben glauben , aufzefordertz dieselben
— biu -» « « - 4M ^ ch^ »
dahier geltmd zu machen, widrigens dieselben der Ge¬
meinde Bierbronnep ' HegeniHer für erloschen erklärt
würden . - -

Waldshut , den 22 . Mai 1862 .
Großh . bad. Amtsgericht,

v . Wänstsr .
Z .k.723 . Nr . 4152 . Schwetzingen . ( Auf¬

forderung . ) Die Wittwe des im Ähr 1849 ver¬
storbenen Johann Karl Wein von Neulusheim hat
um Einsetzung in die Gewähr der Verlassenschaftihres
Ehemannes gebeten .

Einsprachen dagegen sind
hjkiiin 4 Wpchen

dahier vorzubrltttzcn.^ ^ ' '

SchwetziHIkV , den 26. Mai 1862.
' Groß !) .' bad. Amtsgericht.

Ried .
vckk. P1tfch,A . j .

Z .k.870. 'Nr . 4487 . Villingen . ( Schul¬
denliquidation . ) Johann Peter Schrenk in
Neukirch, Bürger in Niedereschach , will nach Amerika
reisen. Ansprüche an ihn sind bis Dienstag den
17 . Juni geltend zu machen. BMnaen , am 31 .-
Mai ' 1862 . Großh . bad. Bezirksamt . Weiß .

Z .k.812 . Nr . 4731 . Kandern . ( Erbvorla¬
dung .) Auguste Sopbie Eisegrlohr , Ehefrau des
WeißgerberS Goltlieb Weigel in Amerika, ist z« r
Erbschaft ihrer zu Freiburg verstorbenen Mutter , Karl
Friedrich Eisenlohr 's Wittwe , Christine , geb .
Schneider , von Kandern milberufe» . ' '

Da deren Aufenthalt diesseits u»b!est»m1 ist, s» wer¬
den dieselbe oder ihre efwaigen Abköunnlinge andurch
mit Frist von '

duei Monaten , . .
von heute an , zur Erbschaft mikdem Ansügen vorge¬
laden , daß im Nichlerschcinungsfall« die Erbschaft
lediglich Denjenigen wird zugcthcilt werden, welchm
sie zukäme , weuu die Vorgeladenm zur Zeit,deS Erb¬
anfalls nicht mehr am Leben gewesen wären . >

Lörrach, den 28 . Mai 1862 .
l^roßh . bad. AmtSrevisorat .

Kiefer .

Z . k.816 . Skr,2852 . Münchweiler , Amt« Bil¬
lingen . (Erdvorladung . ) Zur Berlaffenschaft
des am 5 . Februar d . I . verlebten Landwirlhs Joseph
Fleig von Mönchweiler ist besten Tochter Christina
Fleig , welche vor 9 Jahren nack> Amerika ausgewan¬
dert ist , zur Erbschaft berufen. Da nun deren Aufent¬
haltsort dahier unbekannt ist , so wird dieselbe hiermit
ausgeforderr, von heute an

binnen drei Monaten
sich entweder selbst oder durch einen gehörig Bevoll¬
mächtigten dahier zu melden und ihren Erb theil in
Empfang zu nehmen, andernfalls derselben Denjeni¬
gen zugetheilt würde , welchen er zukäme » wenn die
Borgeladene zur Zeit des Erbanfalls gar Nicht Mehr
am Leben gewesen wäre.

Billingrn , am 29 , Mai 1862 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

H ö s e r.
Frey , Notar .

Z .k. 803. Nr . 4472 . Emmcndingcn . ( Erb¬
vorladung . ) Katharina Kaiser - Bergmann
von Serau , welche vor etwa 10 Jahren nach Amerika
auswanderte , ist zur Erbschaft ihres im Jahr 1826
verstorbenen Adoptivvaters Mathias Kaiser und
ihrer am 20 . Januar d. I . verstorbenen Mutter Ka¬
tharina Bergmann — später Ehefrau des Christian
Schlenker von Serau — berufen.

Da deren Aufenthalt diesseits unbekannt ist , so
wird,diejelbe oder ihre Rechtsnachfolger hiermit aüf -
gefvrdert; ihre Erbansprüche um so gewisser

binnendreiMonalen
dahier gellend zu machen , als sonst djc Erbschaft ledig¬
lich wird Denjenigen zugetheilt werden, welchen sie zu-
kame , wenn sie , die Vorgeladenc , zur Zeit des Erb -
anfallS nicht mehr am Leben gewesen wäre .

Emmcndinzen , den 30 . Mai 1862.
Großh . bad. AmtSrevisorat .

Hitzig .
vckl . Waibel .

Z .k.811 . Nr . 4702 . Lörrach . ( Erbvorla¬
dung .) Maria Barbara Bühler von Steinen , mit
ihrem Ehemann , Lorenz Schneider feit , dem Jahr
1848 in Anierika sich aufhallend , deren Aufenthalts¬
ort dahier aber nicht bekannt ist , ist zur Erbschaft am
Nachlass « ihres atn 22 . April d. I . verstorbenen Va-
tcrckJohann Gibrg Wühler , Zimmermeisters von
Steinen , berufen. Dieselbe oder deren Abkömmlinge
« « den hiermit « nfgeforden , ihre Erhansprüche

binnen drei Monaten
dahi« geltend zu machen , ansonst die Erbschaft ledig¬
lich Denjenigen zugetheilt werden würde , welchen sie
zukäme, wenn sie — die Vorgeladenen — zur Zeit des
Erbanfalls nicht mehr am Leben gewesen wären .

Lörrach , den 28 . Mai 1362 .
Großh . bad.

^
lm
^

Tn Distriktsnotar :
Oswald .

Z .k.815 . Nr . 2632 . Sinsheim . ( Erbvor¬
ladung . ) Christian Zeissert von Michelfeld, seit
20 bis 22 Jahren ohne bekannten Aufenthalt in Ame¬
rika abwesend , wird zur Erbschaft seiner Mutt « ,
Magdalena , geborne S ch m u tz . Ehefrau des vorma¬
ligen GutSpächtcrs Samuel Dürrstein von Michel-
fest», mit dem Bedeuten hiermit öffentlich vorgcladen,
daß im Falle seines Nichterscheinens binnen ein«
Frist von

3 Monaten
die Erbschaft lediglich Denjenigen zufallen werde, wel¬
chen sie zukäme , wenn « zur Zeit des Erbanfalls
« cht mehr am Leben gewesen wäre.

Sinsheim , den 30 . Mai 1862.
(tzroßh. bad. AmtSrevisorat .

Steinmetz .
Z .i.823, ?tr . 11,441.

kenntniß . ) Rächt»«« d«
Jndlekofer von Erzingen dev dies,

'
eiligen Aufforde

rung vöm 24. Februar d. I . (Nr . 60, 64 und 65)
keine Folge geleistet hat , wird derselbe des Ons - und
Staatsbürgcrrcchts für verlustig erklärt und in eür«'

Geldstrafe von 1200 fl. verfällt.
Waldshut , den 23 . Mai 1862.

Großh . bad. Bezirksamt . ,
Rieder . H

salbst,nt . lHfraser -
n Gahrkauwrur Konrad

Druck und Verlag der G. Gr.aun ' schrn Hofbuchdruckerei .
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